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Für Teilzeitarbeit gelten grundsätzlich die gleichen gesetzlichen Bestimmungen wie  
für eine Vollzeitbeschäftigung. Allerdings ergeben sich aus der zeitlich eingeschränkten 
Arbeit gewisse Besonderheiten, denen Arbeitgeber Beachtung schenken sollten.

1. Einleitung und Definition

Die Bedeutung von Teilzeitarbeit hat in den letz-
ten Jahrzehnten zugenommen. Laut Schweize-
rischer Arbeitskräfteerhebung (SAKE) des Bun-
desamtes für Statistik arbeitete beispielsweise 
vor zwanzig Jahren ein Viertel der erwerbstäti-
gen Bevölkerung Teilzeit, heute ist es gut ein 
Drittel (vgl. Abbildungen). Anfang der 1990er-
Jahre waren weniger als die Hälfte der erwerbs-
tätigen Frauen und acht Prozent der erwerbs-
tätigen Männer teilzeitbeschäftigt. Heute sind 
knapp 60 Prozent der erwerbstätigen Frauen 
und 13 Prozent der erwerbstätigen Männer in 
einem Teilzeitpensum angestellt.
Grundsätzlich gelten alle arbeits-, arbeitsver-
trags- und sozialversicherungsrechtlichen Be-
stimmungen auch für Teilzeitarbeit. Trotzdem 
ergeben sich aus der zeitlich eingeschränkten 
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Abbildung 1: Entwicklung Teilzeitarbeit 1991–2009 
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Arbeit gewisse Besonderheiten, denen Arbeit-
geber Beachtung schenken sollten. Der vor-
liegende Artikel weist auf diese Aspekte hin 
und schafft damit einen Überblick über fak
tische Besonderheiten des Teilzeitarbeitsver-
hältnisses gegenüber der Vollzeitbeschäfti-
gung. Wie diese Punkte im Einzelfall geregelt 
und ausgestaltet werden, hängt von betrieb
lichen Gegebenheiten und individuellen Be-
dürfnissen ab.
Definition und Terminologie von Teilzeitarbeit 
sind uneinheitlich. Das Gesetz definiert die «re-
gelmässige Leistung von stunden-, halbtage- 
oder tageweiser Arbeit» als Teilzeitarbeit (Art. 319 
Abs. 2 OR), wobei die verlangte Regelmässigkeit 
einzig eine Abgrenzung zum einmaligen Einsatz 
schafft. Die Literatur bezeichnet jedes Arbeits-
verhältnis, dessen vereinbartes Pensum die 
betriebs- (oder branchen-)übliche Arbeitszeit 
unterschreitet, als Teilzeitarbeit. Teilweise defi-
nieren auch Gesamtarbeitsverträge, was als Teil-
zeitarbeit gilt. Und für das Bundesamt für Sta-
tistik schliesslich ist Teilzeitarbeit Arbeit mit 
einem Beschäftigungsgrad von weniger als 90 
Prozent der betriebsüblichen Arbeitszeit.
Der vorliegende Artikel soll aufzeigen, worauf 
Arbeitgeber achten sollten, wenn sie Arbeitneh-
mer in Teilzeit beschäftigen. Die exakte Defini-
tion der Teilzeitarbeit ist für diese Ausführungen 
eher akademischer Natur. In der Praxis ergeben 
sich Missverständnisse zudem oft nicht aus dem 
reduzierten Arbeitspensum, sondern aus Stun-
denlohnvereinbarungen, auf die daher in die-
sem Zusammenhang auch eingegangen wird.

2. Formen der Teilzeitarbeit

Teilzeitarbeit kommt in verschiedensten For-
men und Mischformen vor. Die Qualifikation 
führt teilweise zu unterschiedlichen rechtlichen 
Konsequenzen. Folgende Unterscheidungen 
haben sich theoretisch mehr oder weniger 
durchgesetzt, praktisch bleiben bisweilen Ab-
grenzungsschwierigkeiten:

Eigentliche und uneigentliche  
Teilzeitarbeit
Bei eigentlicher Teilzeitarbeit wird die Arbeit 
wiederholt und mit zum Voraus bestimmten 
Arbeitszeiten geleistet. Die Arbeitszeiten kön-
nen regelmässig sein (beispielsweise immer 
montags und dienstags) oder unregelmässig 
(beispielsweise bei wechselnden Einsatzplä-
nen). Uneigentliche Teilzeitarbeit setzt voraus, 
dass sich Arbeitnehmer und Arbeitgeber im 
Rahmen eines Arbeitsverhältnisses vor jedem 
Einsatz gegenseitig über das Pensum verstän-
digen (beispielsweise über zu leistende Se-
mesterstunden einer Lehrkraft). Die Parteien 
verbindet sowohl bei eigentlicher als auch bei 

uneigentlicher Teilzeitarbeit ein einheitliches 
Arbeitsverhältnis.

Echte und unechte Arbeit auf Abruf
Bei echter Arbeit auf Abruf kann der Arbeitge-
ber den Arbeitnehmer einseitig abrufen und zur 
Arbeit verpflichten. In solchen Arbeitsverhält-
nissen muss grundsätzlich auch die Rufbereit-
schaft (zu einem reduzierten Ansatz) entschä-
digt werden, und dem Arbeitnehmer ist auch 
während der Kündigungsfrist die vorher durch-
schnittlich geleistete Arbeit zuzuweisen 
und / oder zu entschädigen. Bei der unechten 
Arbeit auf Abruf trifft den Arbeitnehmer keine 
Einsatz- und den Arbeitgeber keine Beschäfti-
gungspflicht. Der Arbeitgeber muss keinen Ein-
satz anbieten, und der Arbeitnehmer kann den 
angebotenen Einsatz ablehnen, daher muss die 
Rufbereitschaft nicht entschädigt und während 
der Kündigungsfrist keine Arbeit angeboten 
werden. Die Parteien verbindet bei echter und 
unechter Arbeit auf Abruf in der Regel ein Rah-
menvertrag über die Arbeitsbedingungen, der 
bei jedem einzelnen Einsatz zum Tragen 
kommt.

Aushilfs- oder Gelegenheitsarbeit
Aushilfs- oder Gelegenheitsarbeit gilt nicht als 
Teilzeitarbeit, sondern begründet jeweils einen 
befristeten Vertrag für die vereinbarte Zeit. Bei 
Aushilfs- oder Gelegenheitsarbeit sind die Par-
teien über den einzelnen befristeten Vertrag 
hinaus nicht vertraglich verbunden, und es ent-
stehen weder Rechte noch Pflichten. Werden 

Aushilfs- oder Gelegenheitsarbeitseinsätze 
jedoch regelmässig geleistet, kann daraus ein 
einheitliches unbefristetes Arbeitsverhältnis ent-
stehen (Stichwort Kettenarbeitsverträge).

Eigentliches und uneigentliches  
Jobsharing
Eigentliches Jobsharing (auch Jobpairing) liegt 
vor, wenn sich zwei oder mehrere Arbeitnehmer 
abhängig voneinander eine Stelle teilen und die 
Aufteilung der Arbeitszeit untereinander ab-
sprechen, ohne dass der Arbeitgeber über ein 
entsprechendes Weisungsrecht verfügt. Diese 
Form des Arbeitsvertrages kann – ohne aus-
führliche und vollständige vertragliche Rege-
lung – namentlich in Bezug auf Vertretung, 
Lohn, Lohnfortzahlung, Ferien, Freizeit und 
Kündigung rechtliche und auch praktische 
Schwierigkeiten bereiten. Beim uneigentlichen 
Jobsharing (auch Jobsplitting) verteilt der Ar-
beitgeber eine Vollzeitstelle auf zwei oder meh-
rere Teilzeitstellen. Dabei bestehen unabhängig 
voneinander zwei oder mehrere Teilzeitarbeits-
verträge.

3. Lohn

Das Arbeitspensum hat grundsätzlich keinen 
Einfluss auf die Ausgestaltung des Lohnes, 
dessen Höhe – ausser bei vorgeschriebenen 
Mindestlöhnen – von den Parteien frei verein-
bart werden kann. Bei fest vereinbarten 
Arbeitszeiten wird denn auch in der Regel ein 
dem Pensum entsprechender Monatslohn be-
zahlt, dessen Handhabung gegenüber einer 
Vollzeitanstellung keine Besonderheiten bietet. 
Missverständnisse ergeben sich in der Praxis 
häufig dort, wo ein Stundenlohn vereinbart 
wurde, was allerdings nichts mit der Teilzeit-
arbeit, sondern vielmehr mit einem falschen 
Verständnis des Stundenlohns zu tun hat. Zu 
beachten oder zu regeln ist daher insbeson-
dere Folgendes: Auch im Stundenlohn Ange-
stellte haben Anspruch

auf realen Ferienbezug von mindestens vier •	
oder fünf Wochen pro Dienstjahr,
auf Lohnfortzahlung bei unverschuldeter Ver-•	
hinderung an der Arbeit und
allenfalls auf Überstundenentschädigung.•	

Auf diese Punkte wird im Detail unter dem ent-
sprechenden Titel eingegangen. Zu beachten 
ist im Weiteren, dass auch im Stundenlohn An-
gestellte Anspruch auf einen 13. Monatslohn 
haben können. Regelt beispielsweise ein Be-
triebsreglement, dass alle Angestellten einen 
13. Monatslohn erhalten, und weichen die Ein-
zelarbeitsverträge in diesem Punkt nicht explizit 
davon ab, gilt die Regelung auch für Stunden-
löhner.

Abbildung 3: Beschäftigungsgrad 
Männer 2009

Vollzeit (>– 90%) Teilzeit I (50–89%) Teilzeit II (< 50%) 

87% 

8% 
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Abbbildung 2: Beschäftigungsgrad 
Frauen 2009  
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4. Arbeitszeit

Seit Einführung des Artikels 330b OR im Rah-
men der Personenfreizügigkeit muss der Ar-
beitgeber dem Arbeitnehmer, den er für län-
ger als einen Monat angestellt hat, schriftlich 
unter anderem die wöchentliche Arbeitszeit 
mitteilen (Abs. 1 lit. e). Gerade in Teilzeitar-
beitsverhältnissen empfiehlt es sich, der Re-
gelung der Arbeitszeit besonderes Augenmerk 
zu schenken, ist sie doch beispielsweise 
massgebend für

die Lohnfortzahlung bei unverschuldeter Ver-•	
hinderung an der Arbeit (und die Beantwor-
tung der Frage, ob eine solche geschuldet ist 
oder nicht und, falls ja, in welcher Höhe),
die Bestimmung, ob Überstunden geleistet •	
wurden, oder
die Beantwortung der Frage, welcher Lohn •	
im Falle einer Freistellung von der Arbeit ge-
schuldet ist.

Ist die Arbeitszeit im Voraus nicht bestimm-
bar, kann im Vertrag auch eine Bandbreite 
definiert werden. Grundsätzlich gilt, dass 
ohne abweichende vertragliche Regelung 
jede über die vereinbarte Arbeitszeit hinaus 
geleistete Arbeit als Überstundenarbeit (mit 
entsprechenden Entschädigungsfolgen) 
gilt.

5. Überstunden

Überstunden definiert das Gesetz als Arbeits-
zeit, die den verabredeten, üblichen oder 
durch Gesamtarbeitsvertrag bestimmten Um-
fang überschreitet (Art. 321c Abs. 1 OR). Sie 
muss – vorbehältlich einer anderen schriftli-
chen (!) Verabredung oder normal- oder ge-
samtarbeitsvertraglichen Bestimmung – mit 
einem Lohnzuschlag von mindestens 25 Pro-
zent entschädigt werden. Zur Erinnerung: 
Vertraglich abweichend kann zum Beispiel 
geregelt werden, dass Überstunden generell 
kompensiert werden, die Entschädigung für 
Überstunden im Lohn enthalten ist oder 
Überstunden ohne Zuschlag ausbezahlt wer-
den. Gerade in Teilzeitarbeitsverhältnissen 
und wenn Überstunden kompensiert oder mit 
Zuschlag ausbezahlt werden, empfiehlt sich 
zu regeln, ab wann im konkreten Fall der 
Kompensations- oder Entschädigungsan-
spruch gilt. Eine mögliche Regelung wäre 
zum Beispiel, auch für Teilzeitangestellte erst 
die Arbeitszeit über der betrieblichen Norma-
larbeitszeit als Überstunden mit Lohn
zuschlag zu behandeln. Sonst können gerade 
Teilzeitarbeitsverhältnisse mit gegenseitiger 
Stellvertretung zu teuren Stolperfallen wer-
den.

Beispiel
Ein Arbeitgeber beschäftigt zwei Teilzeit
arbeitnehmer A und B à 50 Prozent, die sich 
bei Ferienabwesenheit jeweils gegenseitig 
vertreten, also während vier Wochen im Jahr 
je 100 Prozent arbeiten. Im plakativ verein-
fachten Rechenbeispiel verdienen beide je 
3000 Franken im Monat oder 750 Franken 
pro Woche.
Ohne vertragliche Regelung bezahlt der Ar-
beitgeber in einer Ferienwoche Fr. 2437.50 
Lohn (1 × 750 Franken Ferienlohn, 1 × 750 
Franken normalen Arbeitslohn, 1 × 750 Fran-
ken Stellvertretungs-Überstundenlohn) plus 
einen Zuschlag von Fr. 187.50 (25 Prozent 
von 750 Franken).

6. Überzeit

Überzeit bestimmt sich nach den öffentlich-
rechtlichen Bestimmungen des Arbeitsgeset-
zes und entzieht sich grundsätzlich der Ver-
tragsfreiheit der Parteien. Diese können selbst 
im Einverständnis keine vom Arbeitsgesetz ab-
weichende Regelung treffen. Das heisst, je 
nach Tätigkeit und Betrieb ist die über ein wö-
chentliches Pensum von 45 oder 50 Stunden 
hinaus geleistete Arbeit Überzeit und muss 
entsprechend behandelt werden. Die Vor-
schriften über die wöchentliche Höchstarbeits-
zeit setzen den Parteien bei der Ausgestaltung 
flexibler Arbeitszeitmodelle relativ enge Gren-
zen. Aufgrund des reduzierten Pensums be-
reitet Überzeit bei Teilzeitarbeitsverhältnissen 
in der Regel höchstens bei Mehrfachbeschäf-
tigungen Probleme.

7. Mehrfachbeschäftigung

Mehrfachbeschäftigungen kommen bei Teil-
zeitarbeit häufiger vor als bei Vollzeitbeschäfti-
gung. Dabei können sich namentlich Probleme 
im Zusammenhang mit Treuepflichtverletzun-
gen und Einhalten der Höchstarbeitszeit stel-
len. Das Gesetz verbietet dem Arbeitnehmer 
während der Dauer des Arbeitsverhältnisses, 
entgeltliche Arbeit für einen anderen Arbeitge-
ber zu leisten, soweit er damit eine Treuepflicht 
gegenüber dem ersten Arbeitgeber verletzt 
(Art. 321a Abs. 3 OR). Wann eine Treuepflicht-
verletzung vorliegt und ob der Arbeitgeber ei-
nes Teilzeitarbeitnehmers allein aufgrund des 
eingeschränkten Pensums damit einverstan-
den sein muss, dass sein Arbeitnehmer zusätz-
lich für einen Dritten arbeitet, wird uneinheitlich 
beantwortet.
Unbestritten hingegen ist, dass die öffentlich-
rechtlichen Arbeitszeitvorschriften des  
Arbeitsgesetzes durch eine Mehrfachbe-

schäftigung nicht verletzt werden dürfen. Das 
bedeutet, dass insbesondere Höchstarbeits-
zeiten, Ruhezeiten, freie Halbtage usw. über 
sämtliche Beschäftigungen hinweg eingehal-
ten werden müssen. Das Staatssekretariat für 
Wirtschaft SECO erklärt in diesem Zusam-
menhang vollumfänglich die Arbeitgeber als 
verantwortlich und auferlegt ihnen gerade bei 
Teilzeitbeschäftigten eine erhöhte Kontroll-
pflicht.
Es empfiehlt sich daher gerade bei Teilzeit
arbeitsverträgen vertraglich festzuhalten, ob 
und welche Arbeiten für Dritte erlaubt oder an-
zeigepflichtig sind, und die Arbeitnehmer auf 
die zwingenden Vorschriften des Arbeits
gesetzes hinzuweisen. Zudem ist im Hinblick 
auf die Arbeitszeitvorschriften eine erhöhte Auf-
merksamkeit geboten.

8. Ferien- und Feiertage

Auch Teilzeitbeschäftigte haben Anspruch auf 
den Bezug von jährlich mindestens vier bezie-
hungsweise fünf Wochen bezahlter Ferien in 
natura – zwei Wochen davon am Stück 
(Art. 329a i.V.m. Art. 329d OR). Das gilt insbe-
sondere auch dann, wenn der Ferienlohn als 
Lohnzuschlag ausbezahlt wird. Diese häufige 
Praxis beim Stundenlohn hält ständiger bun-
desgerichtlicher Rechtsprechung nur stand, 
wenn die Arbeitseinsätze derart unregelmässig 
sind, dass sich der Ferienlohn kaum berech-
nen lässt. (Ein Teil der Lehre erachtet die Aus-
zahlung als Zuschlag auf dem Stundenlohn gar 
generell als unzulässig.) In allen anderen Fäl-
len muss der Ferienlohn dann ausbezahlt wer-
den, wenn die Ferien tatsächlich bezogen wer-
den. Nebenbei: Von Gesetzes wegen berechnet 
sich der Ferienanspruch pro Dienstjahr; ein 
vertragliches Abstellen auf das Kalenderjahr 
ist jedoch in der Praxis häufig und rechtlich 
zulässig.
Der Bezug von Feiertagen (von Gesetzes wegen 
ist nur der Nationalfeiertag zwingend entschä-
digungspflichtig, falls er auf einen Arbeitstag 
fällt) steht auch Teilzeitangestellten zu, sofern 
der Feiertag auf einen ihrer Arbeitstage fällt. Hier 

Ausgewählte bundesge-➜➜
richtliche Rechtsprechung 
Die Urteile sind unter www.bger.ch einseh-
bar.

BGE 124 III 249•   Arbeit auf Abruf
BGE 125 III 65•   Arbeit auf Abruf; Ar-
beitseinsatz und Lohnanspruch während 
Kündigungsfrist
4A_509/2009•   Uneigentliche Teilzeit
arbeit
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zeigt sich unter anderem, welche Bedeutung 
der Vereinbarung betreffend Arbeitszeit zu-
kommt.

Beispiel Ferien
Arbeitnehmer A arbeitet 60 Prozent jeweils 
montags bis mittwochs. Sein Ferienanspruch 
beträgt – genau wie derjenige des Vollzeitan-
gestellten – jährlich mindestens vier Arbeits-
wochen. Ausgehend von einer 5-Tage-Woche 
beträgt sein Ferienanspruch in Arbeitstagen 
60 Prozent von 20 Ferientagen, also 12 Tage 
(Donnerstag und Freitag sind bei ihm sowie-
so arbeitsfreie Tage).

Beispiel Feiertage
Der gleiche Arbeitnehmer A «profitiert» vom 
Ostermontag als Feiertag, das heisst, er muss 
nicht arbeiten und diese Zeit auch nicht nach-
holen. Da der Karfreitag hingegen nicht auf 
einen Arbeitstag fällt, spielt dieser Feiertag für 
ihn arbeitsrechtlich keine Rolle. Bezahlt ist, 
sofern vereinbart, nur der Ostermontag.

9. �Lohnfortzahlung bei Unfall und 
Krankheit

Sofern Teilzeitbeschäftigte ohne ihr Verschul-
den an der Arbeit verhindert sind (in der Regel 
durch Unfall oder Krankheit), trifft den Arbeit-
geber unabhängig vom Pensum die Lohnfort-
zahlungspflicht nach Art. 324a oder 324b OR. 
Dies gilt auch hier insbesondere für im Stun-
denlohn Angestellte. Kaum Probleme bieten in 

der Praxis Teilzeitarbeitsverhältnisse mit zum 
Voraus festgelegten Arbeitszeiten: Relevant 
sind nur diejenigen Fehltage, die im konkreten 
Fall Arbeitstage sind, und der Arbeitnehmer 
erhält Unfalltaggeld oder während einer be-
schränkten Zeit den Lohn, den er erhielte, 
wäre er arbeitsfähig. Dieser Grundsatz gilt 
auch bei unregelmässigen Arbeitszeiten. Steht 
fest, wie viel der Arbeitnehmer gearbeitet hät-
te, lässt sich auch die Höhe der Lohnfortzah-
lungspflicht bestimmen. Ist die Bestimmung 
nicht möglich, muss unter Beizug einer Hilfs-
rechnung der wahrscheinliche Lohn möglichst 
genau festgelegt werden. Häufig, aber nicht 
immer, bildet der Jahresdurchschnitt eine gute 
Basis. Nebenbei: Der Arbeitnehmer ist nicht 
verpflichtet, die «verpasste» Arbeitszeit nach-
zuholen.

Beispiel 1
Arbeitnehmer A, der jeweils montags bis mitt-
wochs im Monatslohn arbeitet, hat Anspruch 
auf Lohnfortzahlung für Verhinderungen am 
Montag, Dienstag oder Mittwoch. Eine Ar-
beitsunfähigkeit von Donnerstag bis Sonntag 
ist nicht relevant.

Beispiel 2
Arbeitnehmer B, der ebenfalls 60 Prozent im 
Monatslohn, aber unregelmässig auf die Wo-
che verteilt arbeitet, hat ebenfalls Anspruch 
auf Lohnfortzahlung, wenn er ohne sein Ver-
schulden an der Arbeit verhindert ist. Ist er 
eine Woche krank, erhält er trotzdem seinen 
Lohn. Ist er nur drei Tage krank, von denen 
sich nicht sagen lässt, ob er gearbeitet hätte 
oder nicht, kann als Hilfsrechnung das 
60-Prozent-Tagespensum herangezogen 
werden.

Beispiel 3
Arbeitnehmer C ist im Stundenlohn angestellt 
und arbeitet jeweils montags und freitags am 
Nachmittag vier Stunden. Erkrankt er am 
Montag oder am Freitag, hat er Anspruch auf 
Lohnfortzahlung von je vier Stunden. Eine Ar-
beitsunfähigkeit von Dienstag bis Donnerstag 
ist nicht relevant.

Beispiel 4
Arbeitnehmer D ist im Stundenlohn ange-
stellt und arbeitet sehr unregelmässig. Aller-
dings werden jeweils einen Monat im Voraus 
die Einsatzpläne festgelegt. Lässt sich auf-
grund des Einsatzplanes die ausgefallene 
Zeit und damit die Höhe des darauf entfal-
lenden Lohnes bestimmen, ist dieser ge-
schuldet. Erkrankt Arbeitnehmer D für län-
gere Zeit und die Einsatzpläne standen bei 
Erkrankung noch nicht fest, muss ausge-
rechnet werden, wie viel D durchschnittlich 

(häufig Jahresdurchschnitt) verdient, und 
es ist in dieser Höhe Lohnfortzahlung zu leis-
ten.

10. Sozialversicherungen

Einige Sozialversicherungen kennen Schwellen 
für die Versicherungspflicht respektive -mög-
lichkeit. Diese Schwellen können insbesondere 
bei Teilzeitangestellten mit kleinen Pensen eine 
Rolle spielen. So sind Angestellte

mit einem Pensum von weniger als acht Stun-•	
den pro Woche nicht über den Arbeitgeber 
gegen Nichtberufsunfälle versichert. (Eine 
entsprechende Versicherung muss der 
Arbeitnehmer privat abschliessen.)
mit einem Jahreslohn pro Arbeitgeber unter •	
der BVG-Eintrittsschwelle (seit 1. Janu-
ar 2011 20 880 Franken) nicht obligatorisch 
BVG-versichert. (Arbeitgeber können diese 
Grenze jedoch freiwillig dem Pensum anpas-
sen, also die Eintrittsschwelle für ein 50-Pro-
zent-Pensum bei 10 440 Franken ansetzen. 
Liegt das gesamte Jahreseinkommen aus 
mehreren Teilzeitstellen über der Eintritts-
schwelle, kann der Arbeitnehmer die Versi-
cherung direkt bei einer Pensionskasse oder 
bei einer regionalen Auffangeinrichtung ver-
langen und sich freiwillig versichern. Arbeit-
geber von freiwillig Versicherten müssen sich 
auf Verlangen des Arbeitnehmers und sofern 
sie über das Bestehen der Versicherung 
informiert worden sind, an den Beiträgen 
beteiligen.)
mit einem geringfügigen Jahreslohn (seit •	
1. Januar 2011 bis zu 2300 Franken pro 
Arbeitgeber) nur auf ihr Verlangen AHV/IV/
EO/ALV-abgabepflichtig. (Auf geringfügigen 
Löhnen von in Privathaushalten Angestell-
ten muss die Abgabe jedoch immer geleis-
tet werden, auch unterhalb dieser Schwel-
le.)

Abbildung 5: Beschäftigungsgrad 
Erwerbstätige 2009

Vollzeit (>– 90%) Teilzeit I (50–89%) Teilzeit II (< 50%) 

67% 

18% 

15% 

Abbildung 4: Beschäftigungsgrad 
Erwerbstätige 1991 

Vollzeit (>– 90%) Teilzeit I (50–89%) Teilzeit II (< 50%) 

75% 

11% 

14% 

Art. 319 OR➜➜

(1) Durch den Einzelarbeitsvertrag ver-
pflichtet sich der Arbeitnehmer auf be-
stimmte oder unbestimmte Zeit zur Leis-
tung von Arbeit im Dienst des Arbeitgebers 
und dieser zur Entrichtung eines Lohnes, 
der nach Zeitabschnitten (Zeitlohn) oder 
nach der geleisteten Arbeit (Akkordlohn) 
bemessen wird.
(2) Als Einzelarbeitsvertrag gilt auch der 
Vertrag, durch den sich ein Arbeitnehmer 
zur regelmässigen Leistung von stunden-, 
halbtage- oder tageweiser Arbeit (Teilzeit-
arbeit) im Dienst des Arbeitgebers ver-
pflichtet.
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nach Erreichen des ordentlichen Renten•	
alters, die noch erwerbstätig sind, monatlich 
mit maximal 1400 Franken (16 800 Franken 
pro Jahr) von der Zahlung der AHV, IV und 
EO befreit (der diesen Freibetrag übersteigen-
de Lohn ist mit den üblichen Abzügen sozial
versichert. ALV-versichert sind diese Ange-
stellten nicht mehr.)

Seit Einführung des Familienzulagengesetzes 
werden keine Teilzulagen mehr ausgerichtet. 
Auch Teilzeitangestellte erhalten die volle Fa-
milienzulage, sofern sie anspruchsberechtigt 
sind. Das Mindesteinkommen für eine An-
spruchsberechtigung liegt seit dem 1. Ja
nuar 2011 bei 6960 Franken im Jahr (oder 
580 Franken pro Monat).

11. �Exkurs: Kein Anspruch auf 
Teilzeitarbeit

Der Arbeitnehmer hat – beispielsweise im Ge-
gensatz zum deutschen Recht (Gesetz über 
Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge) 
– keinen Anspruch auf eine Verringerung sei-
nes vereinbarten Arbeitspensums respektive 

auf Teilzeitarbeit. Beide Vertragsparteien ha-
ben den Arbeitsvertrag so zu erfüllen, wie er 
ausgehandelt und vereinbart wurde. Ände-
rungen bedürfen entweder der Zustimmung 
beider Parteien oder einer (Änderungs-)Kün-
digung.

12. Fazit

Der Teilzeitarbeitsvertrag ist ein Arbeitsvertrag 
gemäss Art. 319 ff. OR, und auf ihn sind die-
selben arbeitsrechtlichen Vorschriften anzu-
wenden wie auf ein Vollzeitarbeitsverhältnis. 
Gerade bei Teilzeitarbeitsverhältnissen emp-
fiehlt sich jedoch die explizite vertragliche 
(und aus Beweisgründen schriftliche) Rege-
lung und Definition besonders der folgenden 
Punkte:

Arbeitszeit (Umfang, Lage, Einsatz usw.)•	
Überstunden (Definition, Zuschlag, Kompen-•	
sation)
Mehrfachbeschäftigung (Meldepflicht, Vor-•	
behalte usw.)

Grundsätzlich nichts mit Voll- oder Teilzeitbe-
schäftigung zu tun hat eine Stundenlohnverein-

barung, wenngleich sie bei Teilzeitangestellten 
häufiger vorkommt. Dabei ist Folgendes wich-
tig:

Auch Stundenlöhner haben während einer •	
beschränkten Zeit Anspruch auf Lohnfortzah-
lung bei unverschuldeter Verhinderung an 
der Arbeit.
Auch Stundenlöhner haben Anspruch auf •	
real bezogene Ferien.
Der Ferienlohn darf gemäss bundesge-•	
richtlicher Rechtsprechung nur bei sehr 
unregelmässigen Arbeitseinsätzen als Zu-
schlag auf dem Stundenlohn ausbezahlt 
werden. n

Weiterführende ➜➜
Informationen

Merkblatt «Mehrfachbeschäftigung» des • 
Staatssekretariats für Wirtschaft SECO: 
www.seco.admin.ch 
Merkblatt 2.04 «Beiträge an die AHV, die IV, • 
die EO und die ALV auf geringfügigen Löh-
nen» der Informationsstelle AHV/IV in Zu-
sammenarbeit mit dem Bundesamt für So-
zialversicherungen BSV: www.ahv-iv.info 


